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2129-1-1-U

Bayerisches Immissionsschutzgesetz  
(BayImSchG)

vom 10. Dezember 2019

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende 
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

Teil 1

Ausführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes

Art. 1

Allgemeine Zuständigkeiten

(1) Genehmigungsbehörde im Sinne des § 10 Abs. 5 
Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) 
ist

1. die Regierung 

a) für Anlagen der öffentlichen Versorgung

aa) zur Erzeugung von Strom, Dampf, Warm-
wasser, Prozesswärme oder erhitztem Abgas 
durch den Einsatz von Brennstoffen in einer 
Verbrennungseinrichtung, ausgenommen 
An lagen zum Einsatz von Biogas und von na-
turbelassenem Holz mit einer Feuerungswär-
meleistung von weniger als 10 MW,

bb) zur Elektroumspannung mit einer Oberspan-
nung von 220 kV oder mehr einschließlich 
der Schaltfelder,

b) für Anlagen der öffentlichen Entsorgung zur ther-
mischen Behandlung von Abfällen und zur Lage-
rung oder Behandlung gefährlicher Abfälle zur 
Beseitigung, 

c) für Tierköperbeseitigungsanstalten und Sammel-
stellen,

2. das Bergamt für Anlagen, die der Aufsicht der Berg-
behörde unterliegen, 

3. im Übrigen die Kreisverwaltungsbehörde.

(2) Die Genehmigungsbehörde ist vorbehaltlich Art. 2 
auch zuständig für den Vollzug 

1. der weiteren anlagenbezogenen Vorschriften des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes und der auf die-
ses Gesetz gestützten Rechtsverordnungen (Immis-
sionsschutzbehörde),

2. des § 19 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 4 des Umwelthaf-
tungsgesetzes.

(3) Bei nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen ist 
vorbehaltlich Art. 2 Immissionsschutzbehörde

1. das Bergamt für Anlagen, die der Aufsicht der Berg-
behörde unterliegen,

2. die Regierung für Anlagen, die 

a) Betriebsbereich nach § 3 Abs. 5a BImSchG oder 
Bestandteil eines Betriebsbereichs sind,

b) nicht gewerblichen Zwecken dienen und 

c) nicht im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmun-
gen Verwendung finden, 

3. im Übrigen die Kreisverwaltungsbehörde.

(4) 1Für Maßnahmen, die einen Betriebsbereich nach 
§ 3 Abs. 5a BImSchG betreffen, ist die Behörde zustän-
dig, die für die Anlagen im Betriebsbereich zuständig ist. 
2Wenn nach Satz 1 mehr als eine Behörde zuständig 
wäre, ist die Regierung oder eine von ihr bestimmte Be-
hörde nach Satz 1 zuständig. 3Die nach Satz 2 zuständi-
ge Behörde holt vorab das Einvernehmen der weiteren 
betroffenen Behörden ein, es sei denn, dies ist nach den 
Umständen des Einzelfalls nicht geboten. 

(5) Soweit Aufgaben und Befugnisse nach diesem Ge-
setz, dem Bundes-Immissionsschutzgesetz und den auf 
diese Gesetze gestützten Verordnungen keiner anderen 
Behörde zugewiesen sind, ist die Regierung zuständig. 

Art. 2

Besondere Zuständigkeiten

(1) 1Das Landesamt für Umwelt (Landesamt) ist zu-
ständig für 
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1. den Vollzug 

a) der Verordnung über die Beschaffenheit und 
die Auszeichnung der Qualitäten von Kraft- und 
Brennstoffen (10. BImSchV) hinsichtlich der da-
rin gestellten Anforderungen an Stoffe und Er-
zeugnisse,

b) des § 27 BImSchG und der Verordnung über 
Emissionserklärungen (11. BImSchV),

c) des § 25 der Verordnung über Großfeuerungs-, 
Gasturbinen- und Verbrennungsmotoranlagen 
(13. BImSchV),

d) des § 22 der Verordnung über die Verbren-
nung und die Mitverbrennung von Abfällen  
(17. BImSchV),

e) der Bekanntgabeverordnung (41. BImSchV),

2. Feststellungen und Untersuchungen nach § 44 Abs. 1  
BImSchG,

3. die Ausarbeitung von Lärmkarten nach § 47c  
BImSchG,

4. die staatliche Anerkennung von Fachstellen und 
Lehrgängen nach dem Bundes-Immissionsschutzge-
setz und den auf dieses Gesetz gestützten Rechts-
verordnungen.

2Das Landesamt 

1. überwacht 

a) Tierkörperbeseitigungsanstalten und Sammel-
stellen, 

b) Anlagen zur thermischen Behandlung von Ab-
fällen zur Beseitigung, Anlagen zur thermischen 
Behandlung von Siedlungsabfällen sowie Ver-
brennungsanlagen für Klärschlämme nach § 2 
Abs. 2 der Klärschlammverordnung und 

c) Anlagen der Träger der Sonderabfallbeseitigung,

2. ist Immissionsschutzbehörde im Sinne des § 40 
Abs. 2 Satz 1 BImSchG.

(2) Die Regierung ist 

1. Immissionsschutzbehörde für Anlagen, die einer Ge-
nehmigung nach § 7 des Atomgesetzes bedürfen, 

2. zuständig für 

a) die Einrichtung des Überwachungssystems ein-
schließlich der Koordinierung der Überwachung 
nach den §§ 16 und 17 der Störfall-Verordnung 
(12. BImSchV) mit Ausnahme der Betriebsberei-
che, die der Aufsicht der Bergbehörde unterliegen,

b) die Aufstellung von Luftreinhalteplänen nach § 47 
BImSchG und 

c) die Aufstellung von Lärmaktionsplänen nach § 47d  
BImSchG für Bundesautobahnen, Großflughäfen 
und Haupteisenbahnstrecken.

(3) Die Regierung von Niederbayern ist zuständige 
Behörde für die Marktüberwachung nach § 10 Abs. 1 Nr. 2  
der Verordnung über Emissionsgrenzwerte für Verbren-
nungsmotoren (28. BImSchV) und der Verordnung (EU) 
2016/1628.

(4) Die Kreisverwaltungsbehörde setzt die Entschädi-
gung nach § 42 Abs. 3 BImSchG fest.

(5) Die Gemeinde ist zuständig für den Vollzug des 
§ 7 Abs. 2 der Geräte- und Maschinenlärmschutzverord-
nung (32. BImSchV).

Art. 3

Luftqualität

(1) 1Das Staatsministerium für Umwelt und Verbrau-
cherschutz kann zur Feststellung von Luftverunreinigun-
gen die Zusammensetzung der Luft durch Messungen 
zeitweilig oder dauernd beobachten lassen. 2Die mit 
Untersuchungen zur Überwachung der Luftqualität be-
auftragten Personen sind berechtigt, in Ausübung ihres 
Amtes Grundstücke zu betreten. 3Das Grundrecht der 
Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 Abs. 1 des Grund-
gesetzes, Art. 106 Abs. 3 der Verfassung) wird insoweit 
eingeschränkt. 4Auf die berechtigten Belange der Eigen-
tümer und Besitzer ist Rücksicht zu nehmen. 

(2) 1Für Untersuchungsgebiete nach § 44 Abs. 2 
BImSchG und besonders gefährdete oder schutzbedürf-
tige Gebiete wird vom Landesamt ein Emissionskataster 
nach § 46 BImSchG aufgestellt. 2Das Staatsministerium 
für Umwelt und Verbraucherschutz gibt die besonders ge-
fährdeten oder schutzbedürftigen Gebiete bekannt.

Art. 4

Lärmaktionspläne

1Benachbarte Lärmaktionspläne sind aufeinander ab-
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zustimmen. 2Lärmaktionspläne der Gemeinde bedürfen 
des Einvernehmens der Regierung. 3Lärmaktionspläne 
der Regierung werden im Benehmen mit den betroffenen 
Gemeinden erstellt. 4Die Umsetzung der vorgesehenen 
Maßnahmen richtet sich nach den hierfür verfügbaren 
Haushaltsmitteln und nach Maßgabe der festgestellten 
Prioritäten.

Art. 5

Finanzhilfen

1Zur Erfüllung von Verpflichtungen nach dem Bun-
des-Immissionsschutzgesetz können den Betreibern be-
stehender Anlagen Zuwendungen gewährt werden. 2Die 
Zuwendungen werden nach Maßgabe der haushalts-
rechtlichen Bestimmungen und der im Haushalt ausge-
wiesenen Mittel gewährt.

Teil 2

Landesrechtlicher Immissionsschutz

Art. 6

Schutz vor Einwirkungen durch Motoren

(1) Es ist verboten, 

1. lärm- oder abgaserzeugende Motoren unnötig laufen 
zu lassen,

2. motorisierte Schneefahrzeuge, insbesondere Motor-
schlitten, zu betreiben.

(2) Wenn ein Bedürfnis hierfür auch unter Berücksich-
tigung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung sowie des 
Schutzes der Allgemeinheit oder Nachbarschaft vor Lärm 
anzuerkennen ist, kann die Kreisverwaltungsbehörde Aus-
nahmen von dem Verbot nach Abs. 1 Nr. 2 zulassen.

Art. 7

Rechtsverordnungen der Gemeinden

(1) 1Die Gemeinden werden ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung zum Schutz vor schädlichen Einwir-
kungen durch Luftverunreinigungen oder Geräusche

1. die Errichtung und den Betrieb von Anlagen und die 
Verwendung bestimmter Brennstoffe zu verbieten, 
zeitlich zu beschränken oder von Vorkehrungen ab-

hängig zu machen,

2. das Halten von Haustieren, die Benutzung von Musik-
instrumenten, Tonübertragungsgeräten und Tonwieder-
gabegeräten und die zeitliche Beschränkung ruhestö-
render Hausarbeiten oder Gartenarbeiten zu regeln.

2Der Vollzug der Verordnung obliegt der Gemeinde.

(2) 1Die Gemeinden können von Verboten auf Grund 
von Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Ausnahmen für den Einzelfall zu-
lassen, wenn schädliche Einwirkungen nicht zu befürch-
ten sind. 2Sie müssen Ausnahmen zulassen, wenn über-
wiegende öffentliche Belange dies erfordern. 

Art. 81

Nicht gewerbliche und nicht wirtschaftliche  
Betriebsbereiche

1Für Anlagen, die Betriebsbereich oder Bestandteil 
eines Betriebsbereichs sind, die nicht gewerblichen Zwe-
cken dienen und nicht im Rahmen wirtschaftlicher Un-
ternehmungen Verwendung finden, gelten § 20 Abs. 1a, 
§§ 22, 23a, 23b Abs. 1 bis 4, §§ 24 bis 25a, § 31 Abs. 2a 
und § 52 BImSchG sowie die auf das Bundes-Immissi-
onsschutzgesetz gestützten Rechtsverordnungen mit 
Ausnahme der §§ 20 und 21 12. BImSchV entsprechend. 
2Hinsichtlich der Kostenverteilung bei der Überwachung 
gilt die Regelung in § 52 Abs. 4 BImSchG für genehmi-
gungsbedürftige Anlagen.

Art. 9

Vermeidbare Lichtemissionen

(1) Nach 23 Uhr und bis zur Morgendämmerung ist 
es verboten, die Fassaden baulicher Anlagen der öffentli-
chen Hand zu beleuchten, soweit das nicht aus Gründen 
der öffentlichen Sicherheit erforderlich oder durch oder 
auf Grund Rechtsvorschrift vorgeschrieben ist. 

(2) 1Im Außenbereich nach § 35 des Baugesetzbuchs 
sind beleuchtete oder lichtemittierende Werbeanlagen 
verboten. 2Die Gemeinde kann bis längstens 23 Uhr Aus-
nahmen von Satz 1 zulassen für 

1. Gaststätten und

2. zulässigerweise errichtete Gewerbebetriebe an der 
Stätte der Leistung, soweit dafür in Abwägung mit 

1 Art. 8 dieses Gesetzes dient der Umsetzung der Richtlinie 
2012/18/EU
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dem Gebot der Emissionsvermeidung ein erhebli-
ches Bedürfnis besteht.

Teil 3

Gemeinsame und Schlussvorschriften

Art. 10

Oberste Landesbehörde

1Das Staatsministerium für Umwelt und Verbraucher-
schutz ist oberste Landesbehörde für den Vollzug dieses 
Gesetzes, des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sowie 
der auf diese Gesetze gestützten Rechtsvorschriften. 2Es 
ist insoweit oberste Aufsichtsbehörde.

Art. 11

Ordnungswidrigkeiten

(1) Mit Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro kann be-
legt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. ohne Genehmigung nach Art. 8 Satz 1 in Verbindung 
mit § 23b Abs. 1 Satz 1 BImSchG eine dort genannte 
Anlage störfallrelevant errichtet oder ändert,

2. einer vollziehbaren Anordnung nach Art. 8 Satz 1 in 
Verbindung mit § 24 Satz 1 BImSchG nicht, nicht rich-
tig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig nachkommt,

3. eine Anlage entgegen einer vollziehbaren Untersa-
gung nach Art. 8 Satz 1 in Verbindung mit § 25 Abs. 1 
BImSchG betreibt, 

4. in Bezug auf eine Anlage im Sinne des Art. 8 Satz 1 
eine der in

a) § 62 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG in Verbindung mit § 21 
Abs. 1 12. BImSchV oder

b) § 62 Abs. 1 Nr. 7 BImSchG in Verbindung mit § 21 
Abs. 2 12. BImSchV bezeichneten Handlungen 
begeht 

oder

5. den Verboten nach Art. 9 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 
zuwiderhandelt.

(2) Mit Geldbuße bis zu zwanzigtausend Euro kann 
belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen Art. 8 Satz 1 in Verbindung mit § 23a Abs. 1 
Satz 1 BImSchG eine Anzeige nicht, nicht richtig oder 
nicht vollständig macht, 

2. einer Vorschrift des Art. 8 Satz 1 in Verbindung mit 
§ 52 BImSchG über die Mitwirkung im Rahmen der 
Überwachung zuwiderhandelt oder 

3. einer Verordnung nach Art. 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 zuwi-
derhandelt, wenn die Verordnung für einen bestimm-
ten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist. 

(3) Mit Geldbuße bis zu fünftausend Euro kann belegt 
werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen Art. 6 Abs. 1 Nr. 1 Motoren laufen lässt,

2. entgegen Art. 6 Abs. 1 Nr. 2 motorisierte Schneefahr-
zeuge betreibt,

3. einer mit einer Erlaubnis nach Art. 6 Abs. 2 verbunde-
nen vollziehbaren Auflage zuwiderhandelt,

4. einer Rechtsverordnung nach Art. 7 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 zuwiderhandelt, wenn die Verordnung für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift 
verweist, oder

5. einer Rechtsverordnung nach § 47 Abs. 7 BImSchG 
oder einer auf Grund einer solchen Rechtsverord-
nung erlassenen vollziehbaren Anordnung zuwider-
handelt, wenn die Verordnung für einen bestimmten 
Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist.

Art. 11a

Änderung weiterer Vorschriften

(1) Art. 2 des Bayerischen Immissionsschutzgesetzes 
vom 10. Dezember 2019 (GVBl. S. 686, BayRS 2129-1-1-U)  
wird wie folgt geändert:

1. Abs. 2 Nr. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Buchst. b wird das Wort „und“ durch einen 
Punkt ersetzt.

b) Buchst. c wird aufgehoben.

2. Nach Abs. 2 werden die folgenden Abs. 3 und 4 ein-
gefügt:

„(3) 1Die Regierung von Oberfranken ist zuständig 
für die Aufstellung eines zentralen Lärmaktionsplans 
nach § 47d BImSchG für Hauptverkehrsstraßen au-
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ßerhalb von Ballungsräumen, Bundesautobahnen 
in Ballungsräumen und Haupteisenbahnstrecken.  
2Ferner ist sie zuständige Behörde für die Mitteilun-
gen nach § 47d Abs. 7 BImSchG. 3Auf Antrag einer  
Gemeinde kann die Regierung von Oberfranken ihr 
durch Rechtsverordnung die Zuständigkeit nach Satz 1  
für nicht gemeindeübergreifende Fälle übertragen.

(4) Zuständige Regierung für die Aufstellung 
eines Lärmaktionsplans nach § 47d BImSchG für 
einen Großflughafen ist diejenige Regierung, der 
die luftrechtlichen Aufgaben für diesen übertragen 
sind.“ 

3. Die bisherigen Abs. 3 bis 5 werden die Abs. 5 bis 7.

(2) In Art. 24 Abs. 2 Satz 3 des Landesstraf- und 
Verordnungsgesetzes (LStVG) in der in der Bayerischen 
Rechtssammlung (BayRS 2011-2-I) veröffentlichten und 
bereinigten Fassung, das zuletzt durch § 1 Abs. 27 der 
Verordnung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert 
worden ist, wird die Angabe „Art. 12 Abs. 2“ durch die An-
gabe „Art. 6 Abs. 2“ ersetzt.

(3) In § 3 der Bayerischen Luftreinhalteverordnung 
(BayLuftV) vom 20. Dezember 2016 (GVBl. S. 438, BayRS  
2129-1-10-U) wird die Angabe „Art. 18 Abs. 2 Nr. 4“ 
durch die Angabe „Art. 11 Abs. 3 Nr. 5“ und wird das Wort 
„zweitausendfünfhundert“ durch das Wort „fünftausend“  
ersetzt.

(4) Das Bayerische Naturschutzgesetz (BayNatSchG) 
vom 23. Februar 2011 (GVBl. S. 82, BayRS 791-1-U), das 
zuletzt durch Gesetz vom 24. Juli 2019 (GVBl. S. 405) und 
durch § 1 des Gesetzes vom 24. Juli 2019 (GVBl. S. 408) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In Art. 20 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 werden die Wörter 

„des Innern, für Sport und Integration“ gestrichen.

2. In Art. 44 Abs. 4 wird die Angabe „§ 40 Abs. 4  
BNatSchG“ durch die Angabe „§ 40 Abs. 1 BNatSchG“ 
ersetzt.

(5) In Art. 23 Abs. 4 des Bayerischen Abfallwirt-
schaftsgesetzes (BayAbfG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 9. August 1996 (GVBl. S. 396, 449, BayRS 
2129-2-1-U), das zuletzt durch § 1 Abs. 151 der Verord-
nung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert worden 
ist, werden die Wörter „den Staatsministerien der Finan-
zen und für Heimat sowie“ durch die Wörter „dem Staats-
ministerium“ ersetzt.

Art. 12

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) 1Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2020 in Kraft. 
2Abweichend von Satz 1 tritt Art. 11a Abs. 1 am 1. Januar 
2021 in Kraft.

(2) Das Bayerische Immissionsschutzgesetz 
(BayImSchG) in der in der Bayerischen Rechtssamm-
lung (BayRS 2129-1-1-U) veröffentlichten bereinig-
ten Fassung, das zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom  
24. Juli 2019 (GVBl. S. 408) geändert worden ist, tritt mit 
Ablauf des 31. Dezember 2019 außer Kraft. 

München, den 10. Dezember 2019

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Markus S ö d e r
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2012-1-1-I, 2012-2-3-I

Gesetz  
zur Änderung der Bestimmungen 

zu automatisierten Kennzeichenerkennungssystemen  
(AKE-Änderungsgesetz)

vom 10. Dezember 2019

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende 
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Änderung  
des Polizeiaufgabengesetzes

Das Polizeiaufgabengesetz (PAG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. September 1990 (GVBl.  
S. 397, BayRS 2012-1-1-I), das zuletzt durch § 1 Abs. 28 
der Verordnung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird gestrichen.

2. In Art. 13 Abs. 1 Nr. 5 werden die Wörter „der un-
erlaubten Überschreitung der Landesgrenze oder“ 
gestrichen.

3. In Art. 18 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „Art. 14 
Abs. 5“ durch die Angabe „Art. 14 Abs. 6“ ersetzt.

4. In Art. 19 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 wird die Angabe 
„Art. 14 Abs. 5“ durch die Angabe „Art. 14 Abs. 6“ ersetzt.

5. Art. 39 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„2Das gilt im Fall des Art. 13 Abs. 1 Nr. 1 
Buchst. a jedoch nur bei einer Gefahr für 
ein bedeutendes Rechtsgut und im Fall des 
Art. 13 Abs. 1 Nr. 5 bei Durchgangsstraßen 
nur, soweit Europastraßen oder Bundesfern-
straßen betroffen sind.“ 

bb) Die bisherigen Sätze 2 bis 4 werden die 
Sätze 3 bis 5.

b) Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„2In der schriftlichen Anordnung sind Adressat 

und Art, einzelfallabhängig Umfang und Dauer 
der Maßnahme sowie die Auswahl der Fahn-
dungsbestände oder Dateien zu bestimmen und 
die wesentlichen Gründe einschließlich der zu-
grundeliegenden Lageerkenntnisse anzugeben.“

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „löschen“ 
die Wörter „ , soweit nicht ein Kennzeichen 
in den abgeglichenen Fahndungsbeständen 
oder Dateien enthalten ist“ eingefügt.

bb) Satz 2 wird aufgehoben.

cc) Satz 3 wird Satz 2 und die Angabe „Abs. 1 
Satz 2“ wird durch die Angabe „Abs. 1 Satz 3“  
ersetzt.

dd) Satz 4 wird Satz 3.

6. In Art. 42 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 wird das Wort „ihr“ durch 
das Wort „ihm“ ersetzt.

7. Art. 48 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Nr. 5 wird folgende Nr. 6 eingefügt:

„6. Einsatz automatisierter Kennzeichener-
kennungssysteme nach Art. 39 Abs. 1,“.

bb) Die bisherigen Nrn. 6 und 7 werden die Nrn. 7  
und 8.

b) In Abs. 3 Nr. 2 wird die Angabe „Abs. 1 Nr. 2 bis 7“  
durch die Angabe „Abs. 1 Nr. 2 bis 8“ ersetzt.

c) Abs. 8 wird aufgehoben.

§ 2

Änderung  
des Sicherheitswachtgesetzes
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Das Sicherheitswachtgesetz (SWG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 28. April 1997 (GVBl. S. 88, 
BayRS 2012-2-3-I), das zuletzt durch § 1 Abs. 31 der 
Verordnung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 7 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „Art. 11“ durch 
die Angabe „Art. 10“ ersetzt.

2. In Art. 12 Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe „Art. 11“ durch  
die Angabe „Art. 10“ ersetzt.

§ 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2020 in Kraft. 

München, den 10. Dezember 2019

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Markus S ö d e r
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791-1-13-U

Verordnung 
über das Walzen von Grünlandflächen

vom 26. November 2019 

Auf Grund von Art. 3 Abs. 6 Satz 1 des Bayerischen  
Naturschutzgesetzes (BayNatSchG) vom 23. Februar 2011  
(GVBl. S. 82, BayRS 791-1-U), das zuletzt durch Gesetz 
vom 24. Juli 2019 (GVBl. S. 405) und durch § 1 des Ge-
setzes vom 24. Juli 2019 (GVBl. S. 408) geändert worden 
ist, verordnet die Bayerische Staatsregierung:

§ 1

Die Verordnung über Ausgleichszahlungen nach 
Art. 42 Abs. 2 Bayerisches Naturschutzgesetz vom 
18. Juli 2000 (GVBl. S. 495, BayRS 791-1-13-U), die 
durch § 2 Abs. 7 der Verordnung vom 28. November 
2012 (GVBl. S. 656) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Verordnung zur Ausführung des  
Bayerischen Naturschutzgesetzes  

(AVBayNatSchG)“.

2. Vor § 1 wird folgende Überschrift eingefügt:

„Teil 1

Ausgleichszahlungen 
(zu Art. 42 Abs. 2 BayNatSchG)“.

3. In § 1 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „BayNatSchG“ 
durch die Wörter „des Bayerischen Naturschutzge-
setzes (BayNatSchG)“ ersetzt.

4. Nach § 4 wird folgender Teil 2 eingefügt:

„Teil 2

Walzen von Grünlandflächen 
(zu Art. 3 Abs. 4 Nr. 7 BayNatSchG)

§ 5

Walzen von Grünlandflächen

(1) 1Die Regierungen können von Amts wegen 
gemäß Art. 3 Abs. 6 Satz 1 und 3 BayNatSchG durch 

Allgemeinverfügung für das Gebiet ganzer Landkreise  
oder kreisfreier Städte oder für bestimmt umrissene 
Teile davon das Walzen von Grünlandflächen auch 
nach dem 15. März des jeweiligen Kalenderjahres 
gestatten, solange nach den aktuellen Witterungs-
prognosen dort überwiegend

1. das landwirtschaftlich genutzte Grünland bei 
Einhaltung guter landwirtschaftlicher Praxis 
insbesondere aufgrund zu hoher Bodenfeuchte 
oder schneebedeckter Flächen nicht vor dem 
15. März gewalzt werden kann und

2. in den Wiesenbrütergebieten die Hauptbrutzeit 
der Wiesenbrüter noch nicht begonnen hat. 

2In der Allgemeinverfügung wird jeweils ein Datum be-
stimmt, ab dem das Walzen im Sinne des Art. 3 Abs. 4 
Satz 1 Nr. 7 BayNatSchG im betreffenden Kalender-
jahr und Gebiet verboten ist. 3Die Allgemeinverfügung 
ist ortsüblich zum frühestmöglichen Zeitpunkt bekannt 
zu machen.

(2) 1Die Bayerische Landesanstalt für Landwirt-
schaft teilt den Regierungen auf der Grundlage der 
Daten des Deutschen Wetterdienstes möglichst früh-
zeitig mit, in welchen Gebieten die Voraussetzungen 
des Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 im jeweiligen Kalenderjahr 
gegeben sind. 2Sie sind insbesondere solange ge-
geben, als eine nutzbare Feldkapazität von mehr als 
80 % besteht.

(3) Den im jeweiligen Kalenderjahr gebietsbezo-
gen zu erwartenden Brutbeginn in den Wiesenbrüter-
gebieten teilt das Landesamt für Umwelt den Regie-
rungen möglichst frühzeitig mit.“

5. Vor dem bisherigen § 5 wird folgende Überschrift ein-
gefügt:

„Teil 3

Schlussvorschriften“.

6. Der bisherige § 5 wird § 6.

7. Der bisherige § 6 wird § 7 und die Überschrift wird 
wie folgt gefasst:
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„§ 7

Inkrafttreten“.

8. Die Anlage wird wie folgt geändert:

a) Die Fußnote 1 wird gestrichen.

b) Die Fußnoten 2 bis 4 werden die Fußnoten 1 bis 3.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 18. Dezember 2019 in Kraft.

München, den 26. November 2019

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Markus S ö d e r
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2021-1/2-1-I

Verordnung 
zur Änderung der 

Gemeinde- und Landkreiswahlordnung

vom 18. November 2019

Auf Grund des Art. 58 Satz 1 des Gemeinde- und 
Landkreiswahlgesetzes (GLKrWG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 7. November 2006 (GVBl. S. 834, 
BayRS 2021-1/2-I), das zuletzt durch § 3 des Gesetzes 
vom 24. Juli 2019 (GVBl. S. 342) geändert worden ist, 
verordnet das Bayerische Staatsministerium des Innern, 
für Sport und Integration:

§ 1

Die Gemeinde- und Landkreiswahlordnung (GLKrWO)  
vom 7. November 2006 (GVBl. S. 852, BayRS 2021-1/2-1-I),  
die zuletzt durch § 4 des Gesetzes vom 24. Juli 2019 (GVBl. 
S. 342) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In § 28 Abs. 1 Satz 3 werden die Wörter „und ist sie 
nicht in das Wählerverzeichnis der Zuzugsgemeinde 
aufgenommen worden“ gestrichen.

2. In § 71 Abs. 1 Satz 3 werden die Wörter „Gemeinde- 
oder“ gestrichen.

3. Die Anlagen 2, 3, 4, 6, 7, 9, 13, 15 und 18 erhalten 
die Fassung des Anhangs zu dieser Änderungsver-
ordnung.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2020 in Kraft.

München, den 18. November 2019

Bayerisches Staatsministerium  
des Innern, für Sport und Integration

Joachim H e r r m a n n , Staatsminister
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Anhang zu § 1 Nr. 3
Anlage 2 

(zu § 24 GLKrWO) 

Hinweis für die Herstellung des Wahlscheins:
*) Die Kennzeichnung der betreffenden Wahl mittels Ankreuzen kann durch alleinigen Aufdruck der betreffenden Wahl einschließlich des 

Kästchens für den Stimmabgabevermerk ersetzt werden.
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Anlage 4 
(zu §§ 30 bis 32 GLKrWO)

Stimmzettelmuster für die Wahl des Gemeinderats, * 
wenn nur ein gültiger Wahlvorschlag vorliegt

Das Format beträgt mindestens DIN A 4 
Die Farbe ist weiß oder weißlich. Sind Wahlen verbunden, bestimmt das Landratsamt die Farbe.

Hinweise für die Herstellung der Stimmzettel:
1 Die jeweils maßgebende Stimmenzahl ist einzudrucken.
2 Anzugeben ist der Name der Gemeinde. Bei Kreistagswahlen ist anzugeben, in welchem Landkreis die Wahl stattfindet.
3 Für die Auszählung der Stimmen können Strichcodes angebracht werden. Die Stimmzettel müssen im Wahlkreis einheitlich sein. 
4 Angaben zur Person der Bewerberinnen und Bewerber: Familienname, Vorname, Beruf oder Stand; mögliche weitere Angaben: akademi-

sche Grade, kommunale Ehrenämter, sonstige Ämter, amtlicher Name des Gemeindeteils.
5 Die Zahl der Leerzeilen richtet sich nach der Stimmenzahl.
* Dieses Stimmzettelmuster ist für die Wahl des Kreistags entsprechend anzuwenden; hierbei ist das Siegel des Landratsamts anzubringen. 

Bei den Angaben zur Person ist zusätzlich der Name der Gemeinde anzugeben. 
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Anlage 6 
(zu §§ 30 bis 32 GLKrWO)

Stimmzettelmuster für die Wahl des ersten Bürgermeisters, * 
wenn mehrere gültige Wahlvorschläge vorliegen

Das Format beträgt mindestens DIN A 4 
Die Farbe ist weiß oder weißlich. Sind Wahlen verbunden, bestimmt das Landratsamt die Farbe.

Hinweise für die Herstellung der Stimmzettel:
1 Falls nur Bewerberinnen oder falls nur Bewerber zur Auswahl stehen, ist der Text anzupassen. 
2 Anzugeben ist der Name der Gemeinde. Bei Landratswahlen ist anzugeben, in welchem Landkreis die Wahl stattfindet.
3 Ordnungszahlen der Wahlvorschläge.
4 Für die Auszählung der Stimmen können Strichcodes angebracht werden. Die Stimmzettel müssen im Wahlkreis einheitlich sein.
5 Angaben zur Person der Bewerberinnen und Bewerber: Familienname, Vorname, Beruf oder Stand; mögliche weitere Angaben: akademi-

sche Grade, kommunale Ehrenämter, sonstige Ämter, amtlicher Name des Gemeindeteils.
* Dieses Stimmzettelmuster ist für die Wahl des Landrats entsprechend anzuwenden; hierbei ist das Siegel des Landratsamts anzubringen. 

Bei den Angaben zur Person ist zusätzlich der Name der Gemeinde anzugeben.
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Anlage 7 
(zu §§ 30 bis 32 GLKrWO)

Stimmzettelmuster für die Wahl des ersten Bürgermeisters, * 
wenn nur ein gültiger Wahlvorschlag vorliegt

Das Format beträgt mindestens DIN A 4 
Die Farbe ist weiß oder weißlich. Sind Wahlen verbunden, bestimmt das Landratsamt die Farbe.

Hinweise für die Herstellung der Stimmzettel:
1 Anzugeben ist der Name der Gemeinde. Bei Landratswahlen ist anzugeben, in welchem Landkreis die Wahl stattfindet.
2 Bei einer Bewerberin ist der Text anzupassen.
3 Für die Auszählung der Stimmen können Strichcodes angebracht werden.
4 Angaben zur Person der Bewerberin oder des Bewerbers: Familienname, Vorname, Beruf oder Stand; mögliche weitere Angaben: akade-

mische Grade, kommunale Ehrenämter, sonstige Ämter, amtlicher Name des Gemeindeteils.
* Dieses Stimmzettelmuster ist für die Wahl des Landrats entsprechend anzuwenden; hierbei ist das Siegel des Landratsamts anzubringen. 

Bei den Angaben zur Person ist zusätzlich der Name der Gemeinde anzugeben.
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Anlage 9 
(zu §§ 30 bis 32 GLKrWO)

Stimmzettelmuster für die Bürgermeister-Stichwahl *

Das Format beträgt mindestens DIN A 4 
Die Farbe ist weiß oder weißlich. Sind Wahlen verbunden, bestimmt das Landratsamt die Farbe.

Hinweise für die Herstellung der Stimmzettel:
1 Falls nur Bewerberinnen oder falls nur Bewerber zur Auswahl stehen, ist der Text anzupassen. 
2 Anzugeben ist der Name der Gemeinde. Bei Landratswahlen ist anzugeben, in welchem Landkreis die Wahl stattfindet.
3 Ordnungszahlen der Wahlvorschläge und Kennwort, soweit zugeteilt.
4 Für die Auszählung der Stimmen können Strichcodes angebracht werden. Die Stimmzettel müssen im Wahlkreis einheitlich sein.
5 Angaben zur Person der Bewerberinnen und Bewerber: Familienname, Vorname, Beruf oder Stand; mögliche weitere Angaben: akademi-

sche Grade, kommunale Ehrenämter, sonstige Ämter, amtlicher Name des Gemeindeteils.
* Dieses Stimmzettelmuster ist für die Wahl des Landrats entsprechend anzuwenden; hierbei ist das Siegel des Landratsamts anzubringen. 

Bei den Angaben zur Person ist zusätzlich der Name der Gemeinde anzugeben.
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Anlage 13
(zu § 45 GLKrWO)

Anlage 15 
(zu § 51 GLKrWO)

* Dieses Muster gilt für die Wahl des Landrats entsprechend. 
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Anlage 15 
(zu § 51 GLKrWO)

* Dieses Muster gilt für die Wahl des Landrats entsprechend. 
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Anlage 18 

(zu § 92 GLKrWO)

1 Im Fall einer Mehrheitswahl Eintragung nur soweit bekannt.
* Dieses Muster gilt für die Wahl des Landrats entsprechend. 



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 22/2019 705

2038-3-7-1-L

Verordnung  
über die Zulassung, Ausbildung und Prüfung in den  

fachlichen Schwerpunkten Agrarwirtschaft, Hauswirtschaft, Ernährung  
und Fachschuldienst für Hauswirtschaft, Ernährung und Versorgung  

(Fachverordnung land- und hauswirtschaftlicher Verwaltungsdienst - FachV-Lw)

vom 27. November 2019

Auf Grund von Art. 22 Abs. 6 Halbsatz 2 und Art. 67 
Satz 1 Nr. 1 bis 4 des Leistungslaufbahngesetzes (LlbG) 
vom 5. August 2010 (GVBl. S. 410, 571, BayRS 2030-1-
4-F), das zuletzt durch § 1 Abs. 64 der Verordnung vom 
26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, erlässt 
das Bayerische Staatsministerium für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten im Einvernehmen mit dem Baye-
rischen Staatsministerium der Finanzen und für Heimat 
und soweit erforderlich, dem Bayerischen Staatsminis-
terium für Unterricht und Kultus sowie mit Zustimmung 
des Bayerischen Landespersonalausschusses folgende 
Verordnung:

Teil 1

Allgemeine Bestimmungen 

Abschnitt 1

Allgemeines

§ 1

Geltungsbereich, Fachliche Schwerpunkte 

(1) In der Fachlaufbahn Naturwissenschaft und 
Technik werden die fachlichen Schwerpunkte Agrar-
wirtschaft, Hauswirtschaft, Ernährung sowie Fachschul-
dienst für Hauswirtschaft, Ernährung und Versorgung 
gebildet.

(2) Diese Verordnung regelt die Einstellung, Ausbil-
dung und Prüfung der Bewerberinnen und Bewerber für 
den Einstieg in der zweiten, dritten und vierten Qualifi-
kationsebene der Fachlaufbahn Naturwissenschaft und 
Technik in den in Abs. 1 genannten fachlichen Schwer-
punkten sowie die Ausbildungsqualifizierung und die mo-
dulare Qualifizierung. 

(3) Soweit diese Verordnung nichts anderes be-
stimmt, gelten die Vorschriften der Allgemeinen Prüfungs-
ordnung.

§ 2

Ziel des Vorbereitungsdienstes

1Der Vorbereitungsdienst dient der Ausbildung fachli-
cher, methodischer und sozialer Kompetenzen zur Erfüllung 
der Dienstaufgaben in der jeweiligen Qualifikationsebene 
und soll zu selbständigem und verantwortungsbewusstem 
Handeln befähigen. 2Für den Einstieg in der vierten Qua-
lifikationsebene sowie im fachlichen Schwerpunkt Fach-
schuldienst für Hauswirtschaft, Ernährung und Versorgung 
bereitet der Vorbereitungsdienst zusätzlich auf die Lehrtä-
tigkeit an agrarwirtschaftlichen Fachschulen vor.

§ 3

Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen

In den Vorbereitungsdienst kann eingestellt werden, wer

1. die für die jeweilige Qualifikationsebene erforderliche  
Vorbildung gemäß Art. 7 Abs. 1 oder Abs. 2 des  
Leistungslaufbahngesetzes nachweisen kann,

2. das Auswahlverfahren (§ 4) erfolgreich absolviert hat 
und 

3. die nach den allgemeinen beamtenrechtlichen Bestim-
mungen erforderlichen persönlichen Voraussetzungen 
für die Berufung in das Beamtenverhältnis erfüllt.

§ 4

Auswahlverfahren

(1) Über die Einstellung in den Vorbereitungsdienst 
entscheidet das Bayerische Staatsministerium für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten (Staatsministe-
rium) nach der in einem Auswahlverfahren ermittelten 
Eignung der Bewerberinnen und Bewerber und dem 
prognostizierten Bedarf.

(2) 1Die Zahl der Einladungen zum Auswahlverfahren 
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kann bedarfsorientiert nach Ausbildungsrichtung begrenzt 
werden. 2Die in den Vorbereitungsdienst einzustellenden 
Bewerberinnen und Bewerber werden aufgrund einer 
nach Punkten erstellten Rangliste ermittelt. 3Die Punk-
tezahl wird aus der Abschlussnote des für die jeweilige 
Qualifikationsebene erforderlichen Bildungsabschlusses 
sowie der Bewertung der persönlichen Eignung, die mit-
tels eines wissenschaftlich fundierten Auswahlverfahrens 
festgestellt wird, ermittelt.

§ 5

Ausbildungs- und Prüfungsgebiete im fachlichen 
Schwerpunkt Agrarwirtschaft, Hauswirtschaft,  

Ernährung

(1) Der Vorbereitungsdienst wird im fachlichen 
Schwerpunkt Agrarwirtschaft, Hauswirtschaft, Ernährung 
mit den folgenden Ausbildungs- und Prüfungsgebieten 
durchgeführt:

Für den Einstieg 

1. in der zweiten Qualifikationsebene mit dem Ausbil-
dungs- und Prüfungsgebiet

 – Landwirtschaft

2. in der dritten Qualifikationsebene mit den Ausbil-
dungs- und Prüfungsgebieten

 – Landwirtschaft/Betriebswirtschaft

 – Landwirtschaft/Pflanzenbau

 – Landwirtschaft/Tierhaltung

 – Gartenbau

3. in der vierten Qualifikationsebene mit den Ausbil-
dungs- und Prüfungsgebieten

 – Landwirtschaft/Betriebswirtschaft

 – Landwirtschaft/Pflanzenbau

 – Landwirtschaft/Tierhaltung

 – Landwirtschaft/Milchwirtschaft

 – Hauswirtschaft und Ernährung

 – Gartenbau 

 – Landespflege.

§ 6

Dauer und Gestaltung des Vorbereitungsdienstes, 
Zuständigkeiten

(1) 1Der Vorbereitungsdienst gliedert sich in einen 
fachpraktischen Ausbildungsabschnitt an den Ausbil-
dungsämtern und einer ergänzenden fachtheoretischen 
Ausbildung in Seminarform. 2Der Vorbereitungsdienst 
dauert regelmäßig

1. 12 Monate bei Einstieg in der zweiten Qualifikati-
onsebene, davon bis zu 6 Wochen fachtheoretische 
Ausbildung,

2. 18 Monate bei Einstieg in der dritten Qualifikations-
ebene, davon bis zu 14 Wochen fachtheoretische 
Ausbildung,

3. 22 Monate bei Einstieg in der Fachlaufbahn Fach-
schuldienst für Hauswirtschaft, Ernährung und Ver-
sorgung, davon bis zu 16 Wochen fachtheoretische 
Ausbildung und

4. 24 Monate bei Einstieg in der vierten Qualifikations-
ebene, davon bis zu 22 Wochen fachtheoretische 
Ausbildung.

(2) Das Staatsministerium kann Zeiten einer förderli-
chen berufspraktischen Tätigkeit, die dem Ziel des Vorbe-
reitungsdienstes dienen, auf Antrag bis zu sechs Monate 
auf den Vorbereitungsdienst anrechnen.

(3) 1Für die fachlichen Schwerpunkte wird für jede 
Qualifikationsebene und jedes Ausbildungs- und Prü-
fungsgebiet vom Staatsministerium ein Ausbildungs-
rahmenplan aufgestellt und den Beamtinnen und 
Beamten im Vorbereitungsdienst schriftlich bekannt 
gegeben. 2Im Ausbildungsrahmenplan sind der zeit-
liche Ausbildungsablauf sowie die verantwortlichen 
Ausbildungsbehörden festgelegt. 3Die Beamtinnen und 
Beamten im Vorbereitungsdienst sind den im Ausbil-
dungsrahmenplan genannten Ausbildungsbehörden 
zugewiesen.

(4) Im Rahmen des Vorbereitungsdienstes für den 
Einstieg in der vierten Qualifikationsebene können auf 
Antrag bis zu drei Monate als Gastreferendariat bei in- 
und ausländischen Einrichtungen innerhalb der Europä-
ischen Union abgeleistet werden.

(5) 1Die Staatliche Führungsakademie für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten erstellt für die während der 
Ausbildung zu vermittelnden Inhalte einen Ausbildungs-
plan. 2Sie koordiniert die Ausbildungsveranstaltungen 
verwaltungsinterner Ausbildungsstellen.
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(6) Das Staatsministerium kann Anwärterinnen und 
Anwärtern sowie Referendarinnen und Referendaren 
eine Teilzeitbeschäftigung während des Vorbereitungs-
dienstes nach Art. 89 Abs. 5 in Verbindung mit Art. 89 
Abs. 1 des Bayerischen Beamtengesetzes ermöglichen.

§ 7

Aufgaben der Ausbildungsbehörden

(1) Die Anwärterinnen und Anwärter sowie Refe-
rendarinnen und Referendare unterstehen während ihrer 
Ausbildung der Dienst- und Fachaufsicht der Leitung der 
jeweiligen Ausbildungsbehörden; dies erstreckt sich auch 
auf Veranstaltungen weiterer Ausbildungsstellen.

(2) 1Die Ausbildungsbehörden haben die Aufgabe, die 
in den Ausbildungsplänen festgelegten Ausbildungsinhal-
te zu vermitteln. 2Sie stellen eine sorgfältige Ausbildung 
im Rahmen des Ausbildungsplanes sicher und überzeu-
gen sich laufend vom Stand der Ausbildung. 3Für die Aus-
bildung ist die Leitung der jeweiligen Ausbildungsbehörde 
verantwortlich; sie beauftragt geeignete Bedienstete mit 
der Ausbildung oder mit einzelnen Ausbildungsaufgaben 
als fachliche Betreuerin oder fachlichen Betreuer für die 
fachpraktische Ausbildung und als pädagogische Betreu-
erin oder pädagogischen Betreuer für die schulpraktische 
pädagogische Ausbildung.

(3) 1Über die Ausbildung der Anwärterinnen und An-
wärter oder Referendarinnen und Referendare und die 
Beurteilung ihrer Leistungen sind von den Ausbildungs-
behörden Nachweise zu führen. 2In den fachpraktischen 
Ausbildungsabschnitten hat die fachliche Betreuerin oder 
der fachliche Betreuer die vorgesehenen Arbeitsaufga-
ben mit je einer ganzen Note zu bewerten. 3In den schul-
praktischen Ausbildungsabschnitten hat die pädagogi-
sche Betreuerin oder der pädagogische Betreuer die zu 
bewertenden Unterrichtseinheiten mit einer ganzen Note 
zu bewerten. 4Die Leistungsbewertung während der Aus-
bildung ist den Anwärterinnen und Anwärtern sowie den 
Referendarinnen und Referendaren zu eröffnen.

Abschnitt 2

Prüfungswesen

§ 8

Qualifikationsprüfung

(1) In der Qualifikationsprüfung soll festgestellt wer-
den, ob die Anwärterinnen und Anwärter sowie Refe-

rendarinnen und Referendare die erforderlichen fachli-
chen, methodischen und sozialen Kompetenzen für den 
jeweiligen fachlichen Schwerpunkt aufweisen.

(2) 1Die Qualifikationsprüfung besteht aus einer 
Fachlichen Prüfung. 2Für den Einstieg in der vierten 
Qualifikationsebene und im fachlichen Schwerpunkt 
Fachschuldienst für Hauswirtschaft, Ernährung und Ver-
sorgung ist zusätzlich eine Pädagogische Prüfung ab-
zulegen. 

(3) Die Fachliche Prüfung gliedert sich in

1. einen schriftlichen, 

2. einen praktischen und 

3. einen mündlichen Prüfungsabschnitt.

(4) Die Pädagogische Prüfung gliedert sich in

1. einen schriftlichen und

2. einen praktischen Prüfungsabschnitt.

(5) Die einzelnen Prüfungsabschnitte bestehen aus 
einer oder mehreren Prüfungsaufgaben, von denen jede 
einzelne mit einer ganzen Note bewertet wird.

(6) Bei der Ermittlung der Gesamtprüfungsnote wer-
den zusätzlich die in den fachpraktischen Ausbildungs-
abschnitten und in Fällen des Abs. 2 Satz 2 die in den 
schulpraktischen Ausbildungsabschnitten gezeigten Leis-
tungen mitberücksichtigt.

(7) 1Bei der Ermittlung von Noten der Prüfungsabschnit-
te sowie der Gesamtprüfungsnote werden die Einzelnoten 
der Prüfungsaufgaben in ihrer jeweiligen Gewichtung auf-
summiert und ein Durchschnittswert gebildet. 2Die Durch-
schnittswerte sind jeweils auf zwei Dezimalstellen nach dem 
Komma ohne Auf- oder Abrundung zu berechnen.

(8) Die Fachliche Prüfung findet zum Ende des Vor-
bereitungsdienstes statt. 

(9) Finden mehrere Prüfungen an einem Tag statt, so 
darf bei Prüfungen für den Einstieg in der zweiten Qualifi-
kationsebene die Prüfungsdauer in der Summe maximal 
vier Stunden betragen; für den Einstieg in der dritten und 
vierten Qualifikationsebene sind täglich maximal sechs 
Stunden Prüfungsdauer möglich.

§ 9

Nichtöffentlichkeit



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 22/2019708

1Die Prüfungen sind nicht öffentlich. 2Die Nichtöffent-
lichkeit bleibt unberührt durch die Anwesenheit von Per-
sonen, die Teil der Prüfung sind, wie insbesondere von 
Schülerinnen und Schülern der Klassen, vor denen eine 
Lehrvorführung stattfindet.

§ 10

Prüfungsausschuss, Prüfungskommission

(1) 1Das Staatsministerium bestellt für die Quali-
fikationsprüfung für den Einstieg in der zweiten, dritten 
und vierten Qualifikationsebene im fachlichen Schwer-
punkt Agrarwirtschaft, Hauswirtschaft, Ernährung sowie 
für den fachlichen Schwerpunkt Fachschuldienst für 
Hauswirtschaft, Ernährung und Versorgung jeweils ei-
nen Prüfungsausschuss. 2Für den Einstieg in der vierten 
Qualifikationsebene und den fachlichen Schwerpunkt 
Fachschuldienst für Hauswirtschaft, Ernährung und Ver-
sorgung bestellt das Staatsministerium zusätzlich einen 
Prüfungsausschuss für die Pädagogische Prüfung. 3Die 
Abberufung oder Neubestellung einzelner Mitglieder die-
ser Prüfungsausschüsse ist jeweils nach Abschluss einer 
Qualifikationsprüfung zulässig.

(2) 1Das vorsitzende Mitglied jedes Prüfungsaus-
schusses nach Abs. 1 Satz 1 für die Qualifikationsprü-
fung muss mindestens ein Amt der Besoldungsgruppe  
A 14 innehaben. 2Die Prüfungsausschüsse bestehen in 
der Regel bei der Ausbildung

1. für den Einstieg in der zweiten Qualifikationsebene 
im fachlichen Schwerpunkt Agrarwirtschaft, Haus-
wirtschaft, Ernährung aus weiteren drei Mitgliedern, 
von denen zwei Mitglieder ein Amt der Besoldungs-
gruppe A 7, A 8 oder A 9 innehaben,

2. für den Einstieg in der dritten Qualifikationsebene im 
fachlichen Schwerpunkt Agrarwirtschaft, Hauswirt-
schaft, Ernährung aus weiteren drei Mitgliedern, von 
denen zwei Mitglieder ein Amt der Besoldungsgruppe 
A 10, A 11, A 12 oder A 13 innehaben,

3. für den Einstieg im fachlichen Schwerpunkt Fach-
schuldienst für Hauswirtschaft, Ernährung und Ver-
sorgung für die Fachliche Prüfung aus weiteren drei 
Mitgliedern, von denen zwei Mitglieder ein Amt der 
Besoldungsgruppe A 10 oder A 11 des fachlichen 
Schwerpunkts Fachschuldienst für Hauswirtschaft, 
Ernährung und Versorgung innehaben und 

4. für den Einstieg in der vierten Qualifikationsebene für 
die Fachliche Prüfung aus weiteren drei Mitgliedern, 
die alle mindestens ein Amt der Besoldungsgruppe 
A 14 innehaben. 

3Für jedes Mitglied ist ein stellvertretendes Mitglied zu 
bestimmen.

(3) 1Der Prüfungsausschuss für die Pädagogische 
Prüfung in den fachlichen Schwerpunkten Agrarwirt-
schaft, Hauswirtschaft, Ernährung oder Fachschuldienst 
für Hauswirtschaft, Ernährung und Versorgung besteht 
neben dem Vorsitzenden aus weiteren zwei Mitgliedern, 
von denen eines aus dem Geschäftsbereich des Staats-
ministeriums für Unterricht und Kultus stammt. 2Alle 
Mitglieder müssen mindestens ein Amt der Besoldungs-
gruppe A 14 innehaben. 3Für jedes Mitglied ist ein stell-
vertretendes Mitglied zu bestimmen.

(4) Der Prüfungsausschuss bestimmt die Aufgaben-
steller und die für die Bewertung der schriftlichen Arbeiten 
erforderlichen Erst- und Zweitkorrektoren.

(5) 1Zur Abnahme der mündlichen und praktischen 
Prüfungsabschnitte bestimmt jeder Prüfungsausschuss 
Prüfungskommissionen. 2Die Prüfungskommissionen be-
stehen aus mindestens drei und bis zu sechs Mitgliedern. 
3Der Vorsitz wird von einer Beamtin oder einem Beamten 
geführt, die oder der mindestens ein Amt der Besoldungs-
gruppe A 14 innehat. 4Für jedes Mitglied der Prüfungskom-
missionen wird ein stellvertretendes Mitglied bestimmt.

§ 11

Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses

(1) Die Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteil-
nehmer erhalten ein Zeugnis, das das Ausbildungsgebiet 
und, soweit eingerichtet, das Prüfungsgebiet, die Ge-
samtprüfungsnote nach dem Zahlenwert und der Noten-
stufe, die Einzelnoten, die erreichte Platzziffer sowie das 
Bestehen oder Nichtbestehen ausweist.

(2) Die Anwärterinnen und Anwärter sowie Refe-
rendarinnen und Referendare können auf Antrag ein 
Zeugnis über das Bestehen der Prüfung ohne Notenan-
gabe und Platzziffer erhalten.

§ 12

Nichtbestehen der Qualifikationsprüfung

(1) Die Qualifikationsprüfung für den Einstieg in der 
zweiten und dritten Qualifikationsebene im fachlichen 
Schwerpunkt Agrarwirtschaft, Hauswirtschaft, Ernährung 
hat nicht bestanden, wer eine schlechtere Gesamtprü-
fungsnote als 4,50 erzielt hat.

(2) Die Qualifikationsprüfung für den Einstieg in der 
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vierten Qualifikationsebene und im fachlichen Schwer-
punkt Fachschuldienst für Hauswirtschaft, Ernährung und 
Versorgung hat nicht bestanden, wer

1. die Pädagogische Prüfung nicht bestanden hat wegen 
einer schlechteren Gesamtnote als 4,50 

2. die Pädagogische Prüfung nicht bestanden hat wegen 
einer Durchschnittsnote im praktischen Prüfungsteil 
von 5,0 oder schlechter oder

3. die Fachliche Prüfung nicht bestanden hat wegen  
einer schlechteren Gesamtnote als 4,50.

§ 13

Wiederholung der Qualifikationsprüfung

1Prüfungsabschnitte der Qualifikationsprüfung kön-
nen bei Nichtbestehen oder zur Notenverbesserung zum 
nächsten Prüfungstermin einmal wiederholt werden. 2Der 
Antrag auf Prüfungswiederholung ist innerhalb eines Mo-
nats nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses beim 
vorsitzenden Mitglied des jeweiligen Prüfungsausschus-
ses der Fachlichen Prüfung schriftlich einzureichen.

Teil 2 

Fachlicher Schwerpunkt Agrarwirtschaft,  
Hauswirtschaft, Ernährung

Abschnitt 1

Besonderheiten für den Einstieg in der zweiten  
Qualifikationsebene

§ 14

Besondere Zulassungsvoraussetzungen

In den Vorbereitungsdienst kann eingestellt werden, 
wer

1. die Abschlussprüfung an einer staatlichen Techni-
kerschule für Agrarwirtschaft oder an einer Höheren 
Landbauschule oder die Meisterprüfung in einem Be-
ruf im Agrarbereich mit Erfolg abgeschlossen hat oder 
einen vom zuständigen Staatsministerium als gleich-
wertig anerkannten Ausbildungsgang nachweist und

2. die sonstigen nach § 3 erforderlichen Voraussetzungen  
erfüllt.

§ 15

Dienstbezeichnung

Im Vorbereitungsdienst führen die Beamtinnen und Be-
amten auf Widerruf die Dienstbezeichnung „Landwirtschafts-
sekretäranwärterin“ oder „Landwirtschaftssekretäranwärter“.

§ 16

Prüfungsgebiete

Die Qualifikationsprüfung erstreckt sich auf folgende 
Prüfungsgebiete:

1.  A1 Verwaltungs- und Staatskunde

2.  A2 Verwaltungsverfahrens- und Förderrecht 

3.  L1 Betriebswirtschaft

4.  L2 Pflanzenbau

5.  L3 Tierhaltung.

§ 17

Fachliche Prüfung

(1) 1Im schriftlichen Prüfungsabschnitt ist in den Prü-
fungsgebieten A1, L1, L2 und L3 je eine Aufgabe mit einer 
Arbeitszeit von jeweils zwei Stunden zu bearbeiten. 2Im 
Prüfungsgebiet A2 beträgt die Bearbeitungszeit im Rah-
men einer Doppelaufgabe vier Stunden.

(2) 1Zur Ermittlung der Note für den schriftlichen Prü-
fungsabschnitt werden alle Aufgaben einfach, die Dop-
pelaufgabe zweifach gezählt. 2Die Summe hieraus wird 
durch sechs geteilt; § 8 Abs. 6 gilt entsprechend.

(3) Der mündliche Prüfungsabschnitt wird als Einzel-
prüfung durchgeführt und umfasst ein Prüfungsgespräch 
von 30 Minuten; dieses erstreckt sich auf die Prüfungsge-
biete nach § 16.

(4) 1Der praktische Prüfungsabschnitt wird in Form 
einer praxis- und situationsbezogenen Prüfung als Ein-
zelprüfung von etwa 15 Minuten durchgeführt. 2Die Vor-
bereitungszeit beträgt 45 Minuten.

§ 18

Ermittlung der Gesamtprüfungsnote
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1Für die Ermittlung der Gesamtprüfungsnote zählen 
die Note des schriftlichen Prüfungsabschnitts sechsfach, 
die Note des mündlichen Prüfungsabschnitts zweifach, 
die Note der praxis- und situationsbezogenen Prüfung 
zweifach sowie die Note aus dem fachpraktischen Ausbil-
dungsabschnitt einfach. 2Die Notensumme hieraus geteilt 
durch elf ergibt die Gesamtprüfungsnote; § 8 Abs. 6 gilt 
entsprechend.

Abschnitt 2

Besonderheiten für den Einstieg  
in der dritten Qualifikationsebene

§ 19

Besondere Zulassungsvoraussetzungen

In den Vorbereitungsdienst kann eingestellt werden, 
wer

1. ein mindestens dreijähriges Studium in der entspre-
chenden Ausbildungsrichtung an einer Hochschule mit 
dem erfolgreichen Abschluss als Diplomingenieur (FH)  
oder als Bachelor absolviert hat oder einen vom  
zuständigen Staatsministerium als gleichwertig aner-
kannten Studienabschluss nachweist und

2. die sonstigen nach § 3 erforderlichen Voraussetzun-
gen erfüllt.

§ 20

Dienstbezeichnung

Im Vorbereitungsdienst führen die Beamtinnen und 
Beamten auf Widerruf die Dienstbezeichnung „Landwirt-
schaftsinspektoranwärterin“ oder „Landwirtschaftsinspek-
toranwärter“. 

§ 21

Prüfungsgebiete

Die Qualifikationsprüfung erstreckt sich auf folgende 
Prüfungsgebiete:

1. bei allen Ausbildungsgebieten 

A1 Verwaltungs- und Staatskunde 

A2 Verwaltungsverfahrens- und Förderrecht  

2. bei den einzelnen Ausbildungsgebieten

a) Ausbildungsgebiet Landwirtschaft/Betriebswirt-
schaft, Landwirtschaft/Pflanzenbau, Landwirt-
schaft/Tierhaltung 

L1 Betriebswirtschaft

L2 Pflanzenbau

L3 Tierhaltung

b) Ausbildungsgebiet Gartenbau

G1 Unternehmen und Markt

G2 Produktion und Umwelt

G3 Berufsbildung und Gartenbau in der Ge-
sellschaft.

§ 22

Fachliche Prüfung

(1) 1Im schriftlichen Prüfungsabschnitt ist von allen 
Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmern in 
den Prüfungsgebieten A1 und A2 je eine Aufgabe mit 
einer Arbeitszeit von drei Stunden zu bearbeiten. 2Eine 
fünfstündige schriftliche Arbeit ist von den Prüfungsteil-
nehmerinnen und Prüfungsteilnehmern im Rahmen einer 
Doppelaufgabe zu fertigen im Ausbildungsgebiet

1. Landwirtschaft/Betriebswirtschaft aus dem Prüfungs-
gebiet L1,

2. Landwirtschaft/Pflanzenbau aus dem Prüfungsgebiet 
L2,

3. Landwirtschaft/Tierhaltung aus dem Prüfungsgebiet 
L3,

4. Gartenbau aus dem Prüfungsgebiet G2.

3In den übrigen dem jeweiligen Ausbildungsgebiet zuge-
ordneten Prüfungsgebieten ist je eine Aufgabe von drei 
Stunden zu fertigen.

(2) 1Zur Ermittlung der Note für den schriftlichen Prü-
fungsabschnitt werden alle Aufgaben einfach, die Dop-
pelaufgabe zweifach gezählt. 2Die Summe hieraus wird 
durch sechs geteilt; § 8 Abs. 6 gilt entsprechend.

(3) 1Der praktische Prüfungsabschnitt wird in Form ei-
ner praxis- und situationsbezogenen Prüfung durchgeführt, 



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 22/2019 711

die 45 Minuten dauert. 2Die Vorbereitungszeit beträgt zwei 
Stunden. 3In der Prüfung sollen die Anwärterinnen und An-
wärter zeigen, dass sie die erforderlichen Handlungskom-
petenzen auf fach- und förderrechtlichem, betriebs- und 
marktwirtschaftlichem Gebiet unter Berücksichtigung von 
Gemeinwohl, Umweltaspekten, Ressourcenschonung und 
Nachhaltigkeit in der Praxis erfolgreich anwenden können.

(4) Der mündliche Prüfungsabschnitt wird als Einzel-
prüfung durchgeführt und umfasst

1. einen Vortrag von 15 Minuten und

2. ein Prüfungsgespräch von 30 Minuten; dieses er-
streckt sich auf die Prüfungsgebiete nach § 21.

(5) Für den Vortrag erhalten die Anwärter 60 Minu-
ten vor Beginn der mündlichen Prüfung drei Themen 
mit dem Schwerpunkt aus ihrem Ausbildungs- und Prü-
fungsgebiet, aus denen sie eines auswählen und vor-
bereiten.

(6) 1Zur Ermittlung der Note für den mündlichen Prü-
fungsabschnitt werden der Vortrag einfach und das Prü-
fungsgespräch zweifach gezählt. 2Die Summe hieraus 
wird durch drei geteilt; § 8 Abs. 6 gilt entsprechend.

§ 23

Ermittlung der Gesamtprüfungsnote

1Für die Ermittlung der Gesamtprüfungsnote zählen 
die Note des schriftlichen Prüfungsabschnitts sechsfach, 
die des mündlichen Prüfungsabschnitts dreifach, die der 
praxis- und situationsbezogenen Prüfung zweifach und die 
Note aus dem fachpraktischen Ausbildungsabschnitt ein-
fach. 2Die Notensumme hieraus geteilt durch zwölf ergibt 
die Gesamtprüfungsnote; § 8 Abs. 6 gilt entsprechend.

Abschnitt 3

Besonderheiten für den Einstieg  
in der vierten Qualifikationsebene

§ 24

Besondere Zulassungsvoraussetzungen

In den Vorbereitungsdienst kann eingestellt werden, wer

1. ein Studium in der entsprechenden Ausbildungsrich-
tung an einer Hochschule oder Universität mit dem 
erfolgreichen Abschluss als Diplom Ingenieur univ. 

oder als Master absolviert hat oder einen vom zu-
ständigen Staatsministerium als gleichwertig aner-
kannten Studienabschluss nachweist und

2. die sonstigen nach § 3 erforderlichen Voraussetzun-
gen erfüllt. 

§ 25 

Dienstbezeichnung

Im Vorbereitungsdienst führen die Beamtinnen und 
Beamten auf Widerruf die Dienstbezeichnung „Hauswirt-
schaftsreferendarin“ oder „Hauswirtschaftsreferendar“ 
oder „Landwirtschaftsreferendarin“ oder „Landwirt-
schaftsreferendar“.

§ 26

Inhalt und Abschnitte der Pädagogischen Prüfung

(1) Die Pädagogische Prüfung besteht aus

1. einem schriftlichen Prüfungsabschnitt mit einer drei-
stündigen Arbeit aus folgenden Prüfungsgebieten:

a) Fachschulpädagogik mit Mediendidaktik

b) Psychologie und Pädagogik

c) Schulkunde

2. einem praktischen Prüfungsabschnitt mit zwei Lehr-
vorführungen und schriftlicher Ausarbeitung von je ei-
ner Unterrichtsstunde an einer agrarwirtschaftlichen 
Fachschule und einer Aussprache von je 15 Minuten; 
das Thema der zweiten Lehrvorführung ist entspre-
chend dem Ausbildungs- und Prüfungsgebiet des 
Prüfungsteilnehmers auszuwählen.

(2) Der schriftliche Abschnitt der Pädagogischen 
Prüfung und eine Lehrvorführung mit Aussprache wer-
den gegen Ende des ersten schulpraktischen Ausbil-
dungsabschnitts, die zweite Lehrvorführung gegen Ende 
des zweiten schulpraktischen Ausbildungsabschnitts 
abgehalten.

(3) Die Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteil-
nehmer erhalten sieben Tage vor der Lehrvorführung das 
Thema.

(4) Vor Beginn jeder Lehrvorführung ist der Prüfungs-
kommission eine schriftliche Lehrdarstellung vorzulegen, 
die in die Beurteilung einbezogen wird.
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§ 27

Ermittlung der Gesamtnote der Pädagogischen 
Prüfung

(1) Der schriftliche Abschnitt und die beiden Lehrvor-
führungen werden mit je einer ganzen Note bewertet.

(2) 1Zur Ermittlung der Gesamtnote wird die schrift-
liche Arbeit zweifach und die Note aus der Bewertung 
des schulpraktischen Ausbildungsabschnitts einfach ge-
wertet. 2Die Note der ersten Lehrvorführung wird zwei-
fach und die Note der zweiten Lehrvorführung dreifach 
gewertet. 3Die sich ergebende Notensumme wird durch 
acht geteilt; § 8 Abs. 6 gilt entsprechend.

§ 28

Prüfungsgebiete der Fachlichen Prüfung

(1) Die Fachliche Prüfung erstreckt sich auf folgende 
Prüfungsgebiete:

1. Bei allen Ausbildungsgebieten 

A1 Verwaltungs- und Staatskunde

A2 Verwaltungsverfahrens- und Förderrecht

A3 Führung

2. Bei den Ausbildungsgebieten Landwirtschaft/Be-
triebswirtschaft, Landwirtschaft/Pflanzenbau, Land-
wirtschaft/Tierhaltung 

L1 Betriebswirtschaft

L2 Pflanzenbau

L3 Tierhaltung

3. Beim Ausbildungsgebiet Landwirtschaft/Milchwirtschaft

M1 Milchmarkt und Unternehmensführung

M2 Produktionsmanagement

M3 Qualitätsmanagement

4. Beim Ausbildungsgebiet Hauswirtschaft und Ernährung

HE1 Management Hauswirtschaft und Ernährung

HE2 Ernährungsbildung und Gemeinschaftsver-
pflegung

HE3 Hauswirtschaft und Diversifizierung

5. Beim Ausbildungsgebiet Gartenbau

G1 Unternehmen und Markt

G2 Produktion und Umwelt

G3 Berufsbildung und Gartenbau in der Gesell-
schaft

6. Beim Ausbildungsgebiet Landespflege

LP1 Betrieb und Baustelle

LP2 Natur und Landschaft

LP3 Technik und Bauen.

§ 29

Fachliche Prüfung

(1) 1Im schriftlichen Prüfungsabschnitt ist von al-
len Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmern 
in den Prüfungsgebieten A1, A2 und A3 je eine Aufga-
be mit einer Arbeitszeit von drei Stunden zu bearbei-
ten. 2Eine fünfstündige schriftliche Arbeit ist von den 
Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmern im 
Rahmen einer Doppelaufgabe zu fertigen in den Aus-
bildungsgebieten

1. Landwirtschaft/Betriebswirtschaft aus dem Prüfungs-
gebiet L1, 

2. Landwirtschaft/Pflanzenbau aus dem Prüfungsgebiet 
L2,

3. Landwirtschaft/Tierhaltung aus dem Prüfungsgebiet 
L3, 

4. Landwirtschaft/Milchwirtschaft aus dem Prüfungsge-
biet M1,

5. Hauswirtschaft und Ernährung aus dem Prüfungsge-
biet HE1,

6. Gartenbau aus dem Prüfungsgebiet G1 sowie

7. Landespflege aus dem Prüfungsgebiet LP1.

3In den übrigen den jeweiligen Ausbildungsgebieten zu-
geordneten Prüfungsgebieten ist insgesamt eine drei-
stündige schriftliche Aufgabe zu fertigen. 4Zur Ermitt-
lung der Note für den schriftlichen Prüfungsabschnitt 
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werden die Noten aller Aufgaben einfach und die Note 
der Doppelaufgabe doppelt gezählt. 5Die Summe hier-
aus wird durch sechs geteilt; § 8 Abs. 6 gilt entspre-
chend.

(2) 1Der praktische Prüfungsabschnitt der Fachlichen 
Prüfung wird in Form einer praxis- und situationsbezoge-
nen Prüfung durchgeführt. 2In dieser Prüfung sollen die 
Referendarinnen und Referendare zeigen, dass sie die 
erforderlichen Handlungskompetenzen in den Bereichen 
Zielvereinbarung, Planung, Organisation und Controlling 
besitzen. 3Die Prüfung dauert 60 Minuten. 4Die Vorberei-
tungszeit beträgt 24 Stunden. 

(3) 1Der mündliche Prüfungsabschnitt wird als Einzel-
prüfung durchgeführt und umfasst

1. einen Vortrag von 15 Minuten und

2. ein Prüfungsgespräch von 30 Minuten; das Prü-
fungsgespräch erstreckt sich auf die Prüfungsge-
biete nach § 28.

2Für den Vortrag nach Satz 1 Nr. 1 erhalten die Refe-
rendare 60 Minuten vor Beginn der mündlichen Prü-
fung drei Themen, aus denen sie eines auswählen. 
3Zur Ermittlung der Note für den mündlichen Prüfungs-
abschnitt wird die Note des Vortrags einfach und die 
Note des Prüfungsgesprächs zweifach gezählt. 4Die 
Summe hieraus wird durch drei geteilt; § 8 Abs. 6 gilt 
entsprechend.

§ 30

Ermittlung der Gesamtnote der Fachlichen Prüfung

1Für die Ermittlung der Gesamtnote der Fachlichen 
Prüfung zählen die Note aus der Bewertung des fach-
praktischen Ausbildungsabschnitts einfach, die der prak-
tischen Prüfung zweifach, die des mündlichen dreifach 
sowie die des schriftlichen Prüfungsabschnitts sechsfach. 
2Die Notensumme hieraus geteilt durch zwölf ergibt die 
Gesamtnote der Fachlichen Prüfung; § 8 Abs. 6 gilt ent-
sprechend.

§ 31

Ermittlung der Gesamtprüfungsnote

1Für die Ermittlung der Gesamtprüfungsnote zählt die 
Note der Pädagogischen Prüfung dreifach und die Note 
der Fachlichen Prüfung fünffach. 2Die Summe hieraus ge-
teilt durch acht ergibt die Gesamtprüfungsnote; § 8 Abs. 6  
gilt entsprechend. 

§ 32

Berufsbezeichnung

Mit dem Bestehen der Anstellungsprüfung wird das 
Recht erworben, die Bezeichnung „Assessor der Agrar-
wirtschaft” oder „Assessorin der Agrarwirtschaft” oder 
„Assessor der Hauswirtschaft” oder „Assessorin der 
Hauswirtschaft” zu führen. 

Teil 3

Fachlicher Schwerpunkt 
Fachschuldienst für Hauswirtschaft,  

Ernährung und Versorgung 

§ 33

Besondere Zulassungsvoraussetzungen

In den Vorbereitungsdienst kann eingestellt werden, 
wer

1. die Abschlussprüfung an einer Fachakademie für 
Landwirtschaft Fachrichtung Ernährung und Versor-
gungsmanagement oder an einer vom Staatsminis-
terium als gleichwertig anerkannten Fachakademie 
mit Erfolg abgelegt hat oder ein mindestens dreijäh-
riges Studium mit einschlägigen Studieninhalten zu 
Hauswirtschaft und Ernährung mit dem erfolgreichen 
Abschluss als Diplomingenieurin (FH) oder Diplom-
ingenieur (FH) oder als Bachelor oder einen vom 
zuständigen Staatsministerium als gleichwertig aner-
kannten Studien- oder Ausbildungsabschluss nach-
weist und 

2. die sonstigen nach § 3 erforderlichen Voraussetzun-
gen erfüllt.

§ 34

Dienstbezeichnung

Bei Einstieg in der dritten Qualifikationsebene im 
fachlichen Schwerpunkt Fachschuldienst für Hauswirt-
schaft, Ernährung und Versorgung führen die Beamtin-
nen und Beamten auf Widerruf die Dienstbezeichnung 
„Fachlehreranwärterin“ oder „Fachlehreranwärter“. 

§ 35

Pädagogische Prüfung
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(1) Die Prüfung besteht aus 

1. einem schriftlichen Abschnitt am Ende des ersten 
schulpraktischen Ausbildungsabschnitts mit einer drei-
stündigen Arbeit aus folgenden Prüfungsgebieten:

a) Fachschulpädagogik mit Mediendidaktik

b) Psychologie und Pädagogik und

c) Schulkunde

2. zwei Lehrvorführungen aus fachpraktischen Fächern 
und einer sich anschließenden Aussprache von je 15 
Minuten.

(2) 1Die Lehrvorführungen mit schriftlicher Ausar-
beitung sind in der Regel an der zweiten Ausbildungs-
behörde zu halten. 2Die Prüfungsteilnehmerinnen und 
Prüfungsteilnehmer erhalten vierzehn Tage vor der Lehr-
vorführung das Thema. 3Vor Beginn jeder Lehrvorführung 
ist der Prüfungskommission eine schriftliche Lehrdarstel-
lung vorzulegen, die in die Beurteilung einbezogen wird. 

§ 36

Ermittlung der Gesamtnote  
der Pädagogischen Prüfung

1Der schriftliche Abschnitt und jede Lehrvorführung 
werden mit je einer ganzen Note bewertet. 2Zur Ermitt-
lung der Gesamtnote wird die Note der schriftlichen Arbeit 
zweifach und die Note aus der Bewertung der schulprak-
tischen Ausbildungsabschnitte einfach gewertet. 3Die No-
ten der beiden Lehrvorführungen werden jeweils dreifach 
gewertet. 4Die sich ergebende Notensumme wird durch 
neun geteilt; § 8 Abs. 6 gilt entsprechend.

§ 37

Prüfungsgebiete der Fachlichen Prüfung

Die Prüfung erstreckt sich auf folgende Prüfungsge-
biete: 

A1 Verwaltungs- und Staatskunde

A2 Verwaltungsverfahrens- und Förderrecht

HE1 Management Hauswirtschaft und Ernährung

HE2 Ernährungsbildung und Gemeinschaftsverpflegung

HE3 Hauswirtschaft und Diversifizierung.

§ 38

Fachliche Prüfung

(1) 1In den Prüfungsgebieten A1 und A2 ist insgesamt 
eine schriftliche Aufgabe mit einer Arbeitszeit von drei 
Stunden zu bearbeiten. 2In den Prüfungsgebieten HE1, 
HE2 und HE3 ist jeweils eine schriftliche Aufgabe mit einer 
Arbeitszeit von drei Stunden zu bearbeiten. 3Zur Ermittlung 
der Note für den schriftlichen Prüfungsabschnitt werden 
die Noten aller Aufgaben einfach gezählt. 4Die Summe 
hier aus wird durch vier geteilt; § 8 Abs. 6 gilt entsprechend.

(2) 1Die mündliche Prüfung umfasst einen Vortrag von 
15 Minuten und ein Prüfungsgespräch von 30 Minuten. 2Sie 
wird als Einzelprüfung durchgeführt und erstreckt sich auf 
die Prüfungsgebiete nach § 37. 3Für den Vortrag erhalten die 
Prüfungsteilnehmer 60 Minuten vor Beginn der mündlichen 
Prüfung drei Themen, aus denen sie eines auswählen. 4Zur 
Ermittlung der Note für den mündlichen Prüfungsabschnitt 
wird die Note des Vortrags und die Note des Prüfungsge-
sprächs einfach gezählt. 5§ 8 Abs. 6 gilt entsprechend. 6Die 
Notensumme hieraus geteilt durch zwei ergibt die Durch-
schnittsnote des mündlichen Prüfungsabschnitts.

§ 39

Ermittlung der Gesamtnote der Fachlichen Prüfung

1Zur Ermittlung der Gesamtnote der Fachlichen Prü-
fung zählt die Note des schriftlichen Prüfungsabschnitts 
dreifach. 2Die Durchschnittsnote des mündlichen Prü-
fungsabschnitts und die Note des fachpraktischen Ausbil-
dungsabschnitts zählen jeweils einfach. 3Die Notensum-
me hieraus geteilt durch fünf ergibt die Gesamtnote der 
Fachlichen Prüfung; § 8 Abs. 6 gilt entsprechend.

§ 40

Ermittlung der Gesamtprüfungsnote

Für die Ermittlung der Gesamtprüfungsnote wird der 
fünffache Wert der Note der Pädagogischen Prüfung und 
der vierfache Wert der Note der Fachlichen Prüfung zu-
sammengezählt und die Summe durch neun geteilt; § 8 
Abs. 6 gilt entsprechend.

§ 41

Berufsbezeichnung

1Mit dem Bestehen der Anstellungsprüfung wird das 
Recht erworben, die Bezeichnung „Staatlich geprüfte 
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Betriebswirtin für Ernährungs- und Versorgungsma-
nagement mit Fachlehrerinnen-Prüfung“ oder „Staatlich 
geprüfter Betriebswirt für Ernährungs- und Versorgungs-
management mit Fachlehrer-Prüfung“ zu führen. 2Diese 
Berufsbezeichnung darf nur geführt werden, wenn der 
Nachweis über den erfolgreichen Abschluss der Staat-
lichen Fachakademie für Landwirtschaft, Fachrichtung 
Hauswirtschaft und Ernährung oder einer anderen Fach-
akademie für Ernährungs- und Versorgungsmanagement 
vorliegt. 

Teil 4

Ausbildungsqualifizierung für Ämter  
ab der dritten Qualifikationsebene

§ 42

Zuständigkeit, Bekanntmachung, Anmeldung

(1) 1Termin und Anmeldefrist für das Zulassungsver-
fahren werden vom Staatsministerium bekannt gegeben. 
2Dabei soll festgelegt werden, wie viele Beamtinnen und 
Beamte voraussichtlich zugelassen werden. 3Der Antrag 
auf Teilnahme ist auf dem Dienstweg an das Staatsminis-
terium zu richten.

(2) Wer bereits dreimal an einem Zulassungsverfah-
ren teilgenommen hat, ist von einer weiteren Teilnahme 
ausgeschlossen.

§ 43

Zulassungsausschuss

(1) 1Der Zulassungsausschuss besteht aus vier 
Mitgliedern, die dem fachlichen Schwerpunkt Agrarwirt-
schaft, Hauswirtschaft, Ernährung angehören. 2Zwei Mit-
glieder, von denen eines den Vorsitz führt, müssen min-
destens ein Amt der Besoldungsgruppe A 14 innehaben, 
die übrigen Mitglieder müssen mindestens ein Amt der 
Besoldungsgruppe A 10 innehaben. 3Der Zulassungsaus-
schuss wird vom Staatsministerium bestellt.

(2) Der Zulassungsausschuss bestellt zur Bewertung 
der schriftlichen Aufgaben weitere geeignete Mitwirkende.

§ 44

Prüfungsgebiete

1Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Zulas-

sungsverfahren haben in folgenden Aufgabengebieten 
Leistungsnachweise zu erbringen 

A1 Verwaltungs- und Staatskunde

A2 Verwaltungsverfahrens- und Förderrecht

L1 Betriebswirtschaft

L2 Pflanzenbau

L3 Tierhaltung.

2Sie haben jeweils eine Aufgabe aus den Prüfungsgebie-
ten A1, A2, L1, L2, L3 von je zwei Stunden Arbeitszeit als 
schriftliche Prüfung zu bearbeiten.

§ 45 

Ermittlung der Gesamtprüfungsnote

1Für die Ermittlung der Gesamtprüfungsnote werden 
die Noten der Aufgaben A1, A2, L1, L2, L3 jeweils einfach 
gezählt. 2Die Summe hieraus wird durch fünf geteilt; § 8 
Abs. 6 gilt entsprechend. 3Das Zulassungsverfahren ist 
bestanden, wenn mindestens die Gesamtprüfungsnote 
„ausreichend“ erzielt wird. 

§ 46

Unterrichtung und Auswahl der Beteiligten

(1) Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Zulas-
sungsverfahren werden über die Gesamtprüfungsnote 
sowie die Einzelnoten und über die erzielte Platzziffer 
vom Staatsministerium schriftlich unterrichtet.

(2) 1Über die Zulassung zur Ausbildungsqualifizie-
rung entscheidet unbeschadet der laufbahnrechtlichen 
Voraussetzungen das Staatsministerium nach erzielter 
Platzziffer und Bedarf. 2Die Mitteilung über die Zulassung 
erfolgt durch gesonderten Bescheid.

(3) Mit dem Abschluss eines neuen Zulassungsver-
fahrens wird die bisherige Rangliste gegenstandslos.

§ 47

Dauer und Inhalt der Ausbildungsqualifizierung

Die Dauer und der Inhalt der Ausbildungsqualifizierung 
entsprechen dem Vorbereitungsdienst der Anwärter für den 
Einstieg in der dritten Qualifikationsebene im fachlichen 
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Schwerpunkt Agrarwirtschaft, Hauswirtschaft, Ernährung.

Teil 5

Modulare Qualifizierung

§ 48

Durchführung

Die Durchführung der modularen Qualifizierung rich-
tet sich nach der Modularen Qualifizierungsverordnung 
sowie nach dem Konzept des Bayerischen Staatsministe-
riums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten – Land-
wirtschaftsverwaltung – zur Durchführung der modularen 
Qualifizierung.

Teil 6

Schluss- und Übergangsbestimmungen

§ 49

Inkrafttreten, Außerkrafttreten,  
Übergangsregelungen

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 01. Juli 
2019 in Kraft.

(2) Mit Ablauf des 30. Juni 2019 treten die

1. Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
für die Laufbahn des höheren Beratungs- und Fach-
schuldienstes in den Bereichen Agrarwirtschaft und 
Hauswirtschaft (AHZAPO/hD) vom 13. September 
2007 (GVBl. S. 655, 730, BayRS 2038-3-7-6-L), die 
zuletzt durch § 1 Nr. 136 der Verordnung vom 22. Juli 

2014 (GVBl. S. 286) geändert worden ist,

2. Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
für den gehobenen landwirtschaftlich-technischen 
Dienst (LwZAPO/gtD) vom 22. Dezember 1995 
(GVBl. 1996, S. 6, BayRS 2038-3-7-4-L), 

3. Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung für 
den mittleren landwirtschaftlich-technischen Dienst 
(LwZAPO/mtD) vom 11. Januar 1995 (GVBl. S. 74, 
BayRS 2038-3-7-1-L),

4. Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
für landwirtschaftlich-hauswirtschaftliche Fachlehre-
rinnen/Fachlehrer und Fachberaterinnen/Fachbera-
ter (LH ZAPO/FL/FB) vom 12. August 1997 (GVBl.  
S. 489, BayRS 2038-3-7-8-L), die zuletzt durch § 1 
Abs. 130 der Verordnung vom 26. März 2019 (GVBl. 
S. 98) geändert worden ist

außer Kraft.

(3) Für Beamtinnen und Beamte, die den Vorberei-
tungsdienst vor dem 30. Juni 2019 begonnen haben und 
ohne Unterbrechung oder Wiederholung fortsetzen, rich-
ten sich die Ausbildung und Prüfung nach den in Abs. 2 
genannten Verordnungen.

(4) Bei Beamtinnen und Beamten, die den Vorberei-
tungsdienst nach dem 30. Juni 2019 begonnen haben, 
richtet sich die Ausbildung und Prüfung nach dieser Ver-
ordnung.

München, den 27. November 2019

Bayerisches Staatsministerium  
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten

Michaela K a n i b e r , Staatsministerin
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